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No taxation but representation?

Wahlrecht und Reprisentation im Ausland lebender
Staatsangehoriger

Niklas Simon”

Abstract: Vor dem Hintergrund von Migration und Globalisierung gewdhren immer
mehr Staaten weltweit ihren im Ausland lebenden Staatsangehorigen das Recht, ohne
Wohnsitz im Inland an nationalen Wahlen teilzunehmen. Auch in Deutschland sorgt
die Frage des Wahlrechts der sog. Auslandsdeutschen fiir verfassungsrechtliche Diskussio-
nen und zuletzt 2012 fiir eine Senatsentscheidung des Bundesverfassungsgerichts. Der
vorliegende Beitrag analysiert die deutsche Rechtslage und kommt trotz Kritik an der
aktuellen Gesetzesfassung zu dem Ergebnis, dass es in Anbetracht des Demokratieprinzips
verfassungsrechtlich zuldssig und iiberzeugend ist, nicht allen im Ausland lebenden Deut-
schen Wahlrecht bei Bundestagswahlen zu gewdhren. Entscheidendes Kriterium fiir das
Wabhlrecht sollte die Riickkehrabsicht sein. Fiir diejenigen Auslandsdeutschen, die wahl-
berechtigt sind, sollten jedoch vereinfachte Moglichkeiten der Wahlteilnahme aus dem
Ausland geschaffen werden. Der Vorschlag, gesonderte Auslandswahlkreise einzufiihren,
wie es sie in einigen anderen europdischen Staaten bereits gibt, ist hingegen aufgrund
des darin zum Ausdruck kommenden Reprdsentationsverstindnisses und aufgrund prak-
tischer Hiirden kritisch zu sehen.

I Einleitung

Globalisierung und Migrationsbewegungen haben Auswirkungen auf zahl-
reiche Rechts- und Lebensbereiche. In einem besonderen Spannungsfeld
stehen dadurch Rechtsregime, die auf Territorialitit und Personalitit beru-
hen. Ein Beispiel dafiir ist die Staatsangehorigkeit.! Die Auswirkungen be-
treffen damit aber auch das Wahlrecht bei nationalen Wahlen, da dieses in

* Ich bedanke mich bei Prof. Dr. Dr. h.c. Johannes Masing und Prof. Dr. Aurore Gaillet fiir
wertvolle Anmerkungen. Anders als in meiner sich in Arbeit befindenden Dissertation
konnten rechtsvergleichende Uberlegungen zu Frankreich vorliegend aus Platzgriinden
leider nicht beriicksichtigt werden. Alle zitierten Internetseiten wurden zuletzt am
25.01.2025 abgerufen, aktuelle Entwicklungen aufgrund der vorgezogenen Neuwahlen
zum Deutschen Bundestag 2025 konnten bis zu diesem Datum beriicksichtigt werden.

1 Siehe hierzu beispielsweise R. Baubock (Hrsg.), Migration and Citizenship: Legal Sta-
tus, Rights and Political Participation, Amsterdam, Amsterdam University Press 2006.
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fast allen Staaten der Welt an die Staatsangehorigkeit gekniipft wird.? Eine
problematische Folge davon ist, dass Personen in dem Staat ihrer Ansis-
sigkeit aufgrund fehlender Staatsangehorigkeit nicht wahlberechtigt sind.?
Eine weitere Folge davon wird aber oft vernachléssigt: Da in den meisten
Staaten die Staatsangehorigkeit bei Auswanderung nicht verloren geht* und
im Ausland per Abstammungsprinzip an die Nachkommen weitergegeben
wird,> bleiben Personen im Staat ihrer Staatsangehorigkeit wahlberechtigt,
ohne dort anséssig zu sein. Diese Verkniipfung ist allerdings nicht zwin-
gend. Einige Staaten regeln, dass zusitzlich zur Staatsangehorigkeit auch
noch die Anséssigkeit im Staatsgebiet erforderlich ist, um wahlberechtigt zu
sein. Dies ist in Deutschland der Fall (dazu sogleich). Weitere Beispiele eu-
ropdischer Staaten mit derartigen Einschrdnkungen sind Irland, Ddnemark,
Malta und Schweden.®

Gleichzeitig ist ein weltweiter Trend dahingehend zu beobachten, dass
Staaten ihren im Ausland lebenden Staatsangehorigen Wahlrechte zuerken-
nen. Die Anzahl dieser Staaten hat sich zwischen 1991 und 2011 vervier-
facht,” inzwischen sind es iiber 100.8 In manchen Veroffentlichungen wird

2 Nur die wenigsten Staaten regeln dies anders, vgl. A. Wagner, Staatsangehorigkeit und
Wahlrecht, Eine Untersuchung der rechtlichen Instrumente politischer Inklusion in
Osterreich, Deutschland und Schweden, Wien 2022, S. 50 ff.

3 Vgl. zur deutschen Diskussion zum sog. ,,Auslinderwahlrecht” K.-F. Gdrditz, Der Biir-
gerstatus im Lichte von Migration und europdischer Integration, in: Représentative
Demokratie in der Krise?, Veréffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staats-
rechtslehrer, Band 72, Berlin/Boston 2013, S. 49 (93).

4 Nur wenige Staaten entziehen ihren Staatsangehorigen bei Auswanderung die Staats-
angehorigkeit, vgl. L. van der Baaren/M. Vink, Modes of acquisition and loss of citi-
zenship around the world Comparative typology and main patterns in 2020, Robert
Schuman Centre for Advanced Studies, Research Paper No. RSC 2021/90.

5 Siehe beispielsweise P. Weil, Zugang zur Staatsbiirgerschaft. Ein Vergleich von 25 Staats-
angehorigkeitsgesetzen, in: C. Conrad/]. Kocka (Hrsg.), Staatsbiirgerschaft in Europa.
Historische Erfahrungen und aktuelle Debatten, Edition Stiftung Koérber, Hamburg
2001, S. 92-111.

6 D.S. Hutcheson/].-T. Arrighi, “Keeping Pandora’s (ballot) box half-shut”: a comparative
inquiry into the institutional limits of external voting in EU Member States, Democra-
tization, 22:5, 2015, 884 (8911.).

7 T. Jaulin, Géographie du vote a distance : I'élection tunisienne de 2011 a I'étranger,
L’Espace Politique, 23, 2014-2, 1 (2) Fn. 6.

8 D. Caramani/F. Grotz, in: D. Caramani/F. Grotz (Hrsg.), Voting Rights in the Age of
Globalization, 2016, S. 6.
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das Wahlrecht im Ausland lebender Staatsangehoriger bereits als Norm
bezeichnet.’

Thr Wahlrecht birgt allerdings Konfliktpotential. Dies zeigen beispiels-
weise die Diskussionen um die Wahlteilnahme in Deutschland lebender
Tiirkinnen und Tiirken an den Wahlen in der Tiirkei oder um das Abstim-
mungsrecht im Ausland lebender Britinnen und Briten iiber den Brexit.!?
Es wird insbesondere kritisiert, dass Personen, die nicht in dem Staat leben
und von den Konsequenzen der Wahlentscheidung nicht betroffen seien,
an der Wahl teilnehmen diirfen. Dieser Kritik méchte der Beitrag nachspii-
ren und die deutsche Rechtslage untersuchen, dabei jedoch Seitenblicke auf
andere Staaten werfen.

IL. Staatsangehorigkeitsrecht

Bevor sich mit der deutschen Rechtslage zum Wahlrecht auseinandergesetzt
werden kann, muss zunichst das deutsche Staatsangehdrigkeitsrecht analy-
siert werden. Die deutsche Staatsangehorigkeit geht heute nicht bei Fortzug
ins Ausland verloren. Sie wird gem. §4 Abs.1 StAG im Ausland an die
Abkommen weitergegeben. Die Weitergabe erfolgt allerdings seit dem Jahr
2000 nicht mehr automatisch unendlich.! Gem. § 4 Abs. 4 S.1 StAG wird
die deutsche Staatsangehorigkeit nicht bei Geburt im Ausland erworben,
wenn der deutsche Elternteil nach dem 31. Dezember 1999 im Ausland ge-
boren wurde und dort seinen gewohnlichen Aufenthalt hat. Die Rechtsfolge
kann jedoch verhindert werden, indem innerhalb eines Jahres nach der
Geburt des Kindes ein Antrag nach §36 des Personenstandsgesetzes auf
Beurkundung der Geburt im Geburtenregister gestellt wird. Zudem gilt die
Regelung gem. § 4 Abs. 4 S. 4 StAG nicht fiir Einbiirgerungen aus dem Aus-
land nach § 15 StAG, der die erleichterte Einbiirgerung von Abkommen im
Nationalsozialismus Verfolgter vorsieht. Die Norm ist auch auf im Ausland

9 M. Collyer, Inside out? Directly elected ‘special representation’ of emigrants in nation-
al legislatures and the role of popular sovereignty, Political Geography 41 (2014), 64
(65); S. Rhodes/A. Harutyunyan, Extending Citizenship to Emigrants: Democratic
Contestation and a New Global Norm, International Political Science Review, 31(4)
2010, 470 (488).

10 A. Wallrabenstein, Wahlrecht und Mobilitat, JOR NF 66 (2018), 431 (432).
11 Hierzu J. Masing, Wandel im Staatsangehorigkeitsrecht vor den Herausforderungen
moderner Migration, Tiibingen 2001.
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lebende Personen anwendbar.!? Es wurde jiingst ein relativ starker Anstieg
insbesondere aus Israel verzeichnet.!®

Auswirkungen auf die Anzahl der im Ausland lebenden Deutschen sind
auflerdem durch das neue Staatsangehorigkeitsrecht von 2024 zu erwarten,
das vermehrt die doppelte Staatsangehorigkeit erlaubt. § 25 StAG, gemafs
dem die deutsche Staatsangehorigkeit bei Annahme einer weiteren Staats-
angehorigkeit im Ausland nur im Ausnahmefall behalten werden konnte,
wurde gestrichen. Perspektivisch ist daher damit zu rechnen, dass es mehr
im Ausland lebende deutsche Staatsangehdrige geben wird.

III. Zahlen und Statistiken zu den im Ausland lebenden Deutschen

Wie viele Deutsche im Ausland leben, weif8 niemand genau, da dariiber
keine Statistiken erfasst werden. Oft zitiert wird die Zahl von 1,14 Millio-
nen Deutschen, die 2010 im EU-Ausland lebten,'* sowie die Zahl von 3,4
Millionen in Deutschland geborenen Personen (nicht deutschen Staatsan-
gehorigen) ab 15 Jahren, die 2010/2011 in anderen OECD-Staaten lebten.®
In anderen Quellen liest man Zahlen von bis zu 4,3 Millionen weltweit
im Ausland lebenden deutschen Staatsangehorigen.!® Sicher bekannt ist
lediglich die Anzahl der Personen, die sich in das Wahlerverzeichnis eintra-
gen lassen. Eine solche Eintragung ist fiir im Ausland lebende, nicht im
Inland gemeldete Deutsche zwingende Voraussetzung fiir eine Wahlteilnah-
me.”” Eingetragen wurden fiir die Bundestagswahlen 2021 knapp 129.000
Personen.”® Im Vergleich zu den 3-4 Millionen Deutschen, die angeblich
im Ausland leben, ist diese Zahl sehr gering. Wenn in Veroffentlichungen

12 K. Hailbronner, in: K. Hailbronner/M. Kau/T. Gnatzy/F. Weber (Hrsg.), Staatsange-
horigkeitsrecht, 7. Auflage 2022, § 15 Rn. 5.

13 J. Sternberg, Immer mehr Israelis wollen deutsche Staatsbiirger werden, Redaktions-
netzwerk Deutschland vom 27.05.2024, abrufbar unter https://tlp.de/7gv3c.

14 Diese Zahl zitiert auch das BVerfG, vgl. BVerfGE 132, 39 (43).

15 OECD, Talente im Ausland: Ein Bericht Uiber deutsche Auswanderer, Paris 2015,
S. 20.

16 R. Miiller-Torok, Wie die Verwaltung Auslandsdeutsche als ,Biirger zweiter Klasse®
behandelt, Verwaltung der Zukunft vom 28.02.2024, abrufbar unter https://tlp.de/hd
5xw.

17 Diese Personen werden im Folgenden als ,Auslandsdeutsche® bezeichnet.

18 Vgl. die Zahlen der Bundeswahlleiterin, abrufbar unter https://tlp.de/qwivh.
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teilweise geschrieben wird, es wiirden sich schatzungsweise nur 3,5 %!'° der
Auslandsdeutschen in das Wahlerverzeichnis eintragen lassen oder ihre
Wahlbeteiligung liege bei nur 2 %?° entspricht dies aber wohl nicht der
Realitdt. Denn viele Deutsche bleiben unerlaubterweise in Deutschland
gemeldet. Nach §17 Abs.2 Bundesmeldegesetz muss sich, wer auszieht
und keine neue Wohnung in Deutschland bezieht, innerhalb von zwei
Wochen nach dem Auszug abmelden. Ein ,Auszug® im Sinne des Gesetzes
liegt gemifd 17.2.2 der Verwaltungsvorschrift zum Bundesmeldegesetz vor,
wenn die voraussichtliche Abwesenheit linger als ein Jahr ist. Griinde,
sich trotzdem nicht abzumelden, sind beispielsweise die Vereinfachung von
Behordenvorgingen oder Anspriiche auf Sozialleistungen.?! Die weiterhin
in Deutschland gemeldeten Personen miissen sich nicht in das Wahlerver-
zeichnis eintragen lassen, werden aber in die geschdtzten 3-4 Millionen
Personen eingerechnet. Tatsdchlich diirften also etwas mehr im Ausland
lebende Personen als angenommen an den Wahlen teilnehmen, was aller-
dings nichts an einer insgesamt vergleichsweise geringen Wahlbeteiligung
andert.

IV. Wahlrecht
1. Aktuelle Rechtlage

Deutschland kniipft das Wahlrecht?? im Grundsatz in §12 Abs.1 Nr.2
BWahlG an den Wohnsitz, sieht aber Ausnahmen vor. Somit ist nur ein
Teil der Auslandsdeutschen wahlberechtigt. Dies stellt eine Einschrankung
der Allgemeinheit der Wahl, Art. 38 Abs.1S.1GG, dar.

§ 12 Abs. 2 S.1 BWahlG sieht heute zwei Ausnahmen vor, durch die trotz
Auslandswohnsitz ein Wahlrecht vorliegt: nach Nr.1, wer nach Vollendung

19 J. Mohamed, Bundeswahlrecht fiir Auslandsdeutsche — Rechtspraktische und rechts-
politische Uberlegungen, DOV 2017, 890 (897).

20 M. Martini et al., Die Wahlmiidigkeit der Auslandsdeutschen - ein Opfer biirokrati-
scher Hurden? VerwArch 113 (2022), 142 (143).

21 Im Internet tauschen sich Auswanderer iiber die Vor- und Nachteile der Abmeldung
aus. Das Statistische Bundesamt weist auf statistische Schwierigkeiten hin, die daraus
resultieren, dass sich nicht alle im Ausland lebenden Deutschen abmelden, abrufbar
unter https://tlp.de/nljqe.

22 Der Beitrag beschréankt sich aus Platzgriinden auf das aktive Wahlrecht bei Bundes-
tagswahlen.
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des vierzehnten Lebensjahres mindestens drei Monate ununterbrochen in
der BRD eine Wohnung innegehabt oder sich sonst gewohnlich aufgehalten
hat und wenn dieser Aufenthalt nicht langer als 25 Jahre zurtickliegt; nach
Nr. 2, wer aus anderen Griinden personlich und unmittelbar Vertrautheit
mit den politischen Verhéltnissen in der BRD erworben hat und von ihnen
betroffen ist. Auf die historische Entwicklung des Wahlrechts der Auslands-
deutschen kann hier nicht vertieft eingegangen werden.?*> Zu betonen ist
jedoch, dass es seit dem Zweiten Weltkrieg immer Sesshaftigkeitserforder-
nisse im deutschen Wahlrecht gab, die in mehreren Entscheidungen des
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) im Ergebnis immer fiir verfassungs-
rechtlich zuldssig gehalten wurden.

2. Die Entscheidung des BVerfG von 2012

Wie hat das Gericht in der letzten Senatsentscheidung 201224 die Zuldssig-
keit des Ausschlusses der Auslandsdeutschen vom Wahlrecht begriindet?
Maf3geblicher Gesichtspunkt war die Kommunikationsfunktion der Wahl:
»~Demokratie setzt (...) freie und offene Kommunikation zwischen Regie-
renden und Regierten voraus (...). Dies gilt nicht nur fir den Wahlakt
selbst (...). Als gleichermaflen wichtig fiir die Legitimitdt demokratischer
Ordnung erweist sich der bestdndige Dialog zwischen Parlament und ge-
sellschaftlichen Kraften. (...) Ein Ausschluss vom aktiven Wahlrecht kann
vor diesem Hintergrund verfassungsrechtlich gerechtfertigt sein, wenn bei
einer bestimmten Personengruppe davon auszugehen ist, dass die Mog-
lichkeit der Teilnahme am Kommunikationsprozess zwischen Volk und
Staatsorganen nicht in hinreichendem Mafle besteht?> Dass dies der Ge-
setzgeber bei den Auslandsdeutschen annehme, sei nicht zu beanstanden.?
Ob auch aus anderen Griinden, insbesondere der geringeren Betroffenheit
von staatlichen Hoheitsakten, ein Ausschluss der Auslandsdeutschen vom

23 Hierzu ausfithrlich: M. Breuer, Verfassungsrechtliche Anforderungen an das Wahl-
recht der Auslandsdeutschen, Berlin 2001; F. Larsen, Die Bindung der Wahlberech-
tigung an den Wohnsitz im Inland, Eine verfassungsrechtliche und verfassungsge-
schichtliche Kritik, Berlin 2021.

24 BVerfGE 132, 39-71.

25 BVerfGE 132,39 (50f.).

26 BVerfGE 132,39 (53f).
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Wahlrecht gerechtfertigt werden konnte, wurde in der Entscheidung expli-
zit offengelassen.?”

Zwar erklarte das Gericht die damalige Fassung des §12 Abs.2 S.1
BWahlG letztlich fiir verfassungswidrig. Dies geschah aber nicht, weil das
BVerfG die Sesshaftigkeitserfordernisse insgesamt abgelehnt hatte, sondern
aus Gleichheitsgriinden.?® Die damalige Rechtslage sah vor, dass alle Aus-
landsdeutschen wahlberechtigt waren, die jemals fiir mindestens drei Mo-
nate ununterbrochen in Deutschland gelebt hatten. Das BVerfG sah darin
eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung, da Personen wahlberechtigt
waren, die nach Gesetzesintention ausgeschlossen sein sollten, wohingegen
Personen, die die nach der Gesetzesintention erforderten Voraussetzungen
erfiillten, von der Wahl ausgeschlossen wurden.?

Die Grundentscheidung, das Wahlrecht an den Wohnsitz zu kniipfen,
wurde aber aufrechterhalten und bekriftigt.® Dass das BVerfG die damali-
ge Norm zum Wahlrecht der Auslandsdeutschen fiir verfassungswidrig er-
klérte, statt einer Unvereinbarkeitserklarung mit Verpflichtung des Gesetz-
gebers zur Neuregelung innerhalb einer bestimmten Frist, wird teils dahin-
gehend verstanden, dass das Gericht sogar einen vollstaindigen Ausschluss
der Auslandsdeutschen vom Wahlrecht fiir verfassungsgemaf3 halten wiir-
de’! Zudem zeigte das BVerfG auf, wie eine verfassungskonforme Regelung
aussehen konnte. Diese wurde 2013 vom Gesetzgeber nahezu identisch
umgesetzt> und ist im Ergebnis tendenziell strenger als diejenige zuvor.3?

27 BVerfGE 132, 39 (52).

28 H.-D. Horn, Demokratie und Staatsgebiet: Die Bedeutung des Wohnsitzes fiir das
Wabhlrecht, in: G. H. Gornig/H.-D. Horn/D. Murswiek (Hrsg.), Nationales Wahlrecht
und internationale Freiziigigkeit, Berlin 2015, S. 55 (74).

29 BVerfGE 132, 39 (51ff.); M. Morlok/A. Bicker, Zur Beteiligung von Auslandsdeut-
schen an der politischen Willensbildung in Deutschland, MIP 2013, 5 (7).

30 Horn, Demokratie und Staatsgebiet (Fn. 28), S. 74.

31 Horn, Demokratie und Staatsgebiet (Fn. 28), S.74; Morlok/Bicker, Beteiligung
(Fn. 29), 9; siehe zu diesem Aspekt insgesamt V. Heydt, Die Nichtigkeit des § 12 Abs. 2
S.1 BWahlG (Wahlrecht der Deutschen im Ausland) - Konsequenzen der weiten
Tenorierung im BVerfG-Beschluss vom 4.7.2012, DOV 2012, 974-976. A.A. K. Pabel,
Das Wahlrecht von Auslandsosterreichern, in: D. Ennockl/N. Raschauer/E. Schulev-
Steindl/W. Wessely (Hrsg.), Festschrift fiir Bernhard Raschauer zum 65. Geburtstag,
Wien 2013, S. 421 (432).

32 T. Felten, Zur Verfassungswidrigkeit des neuen Wahlrechts fiir Auslandsdeutsche,
DOV 2013, 466 (469); Horn, Demokratie und Staatsgebiet (Fn. 28), S. 81.

33 Kritisch dazu: Sondervotum G. Liibbe-Wolff, BVerfGE 132, 39 (68).
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3. Die Kritik in Sondervotum und Literatur

Die Entscheidung wurde in einem Sondervotum der Richterin Liibbe-
Wolff** sowie in der Literatur kritisiert. Oftmals wird das Kriterium der
Kommunikationsfunktion der Wahl fiir nicht iiberzeugend gehalten.3> Auf-
grund der modernen Medien konne man bestens auch aus dem Ausland
an dem vom BVerfG geforderten Kommunikationsvorgang teilnehmen.3
So einig man sich in dieser Kritik ist, die daraus gezogenen Konsequenzen
sind unterschiedlich. Zum Teil werden Sesshaftigkeitserfordernisse insge-
samt flir iberholt gehalten.’” Die Welt sei globalisiert und von Migrations-
bewegungen gepragt, das Wahlrecht diirfe daher nicht an den Grenzen
eines Staates Halt machen.®® Zudem diirfe die Allgemeinheit der Wahl
als verfassungsrechtlich hohes Gut nur durch zwingende Griinde verkiirzt
werden, wofiir der fehlende Wohnsitz in Deutschland nicht ausreiche.®
Das Sondervotum und andere Teile der Literatur halten lediglich die Be-
griindung des Gerichts fiir nicht iiberzeugend, Einschrankungen des Wahl-
rechts der Auslandsdeutschen aber aufgrund des Demokratieprinzips fiir
geboten.*0

An der Neuregelung des Wahlrechts, die nahezu vollstindig auf den
Vorgaben des BVerfG beruht, wird zudem kritisiert, dass §12 Abs.2 S.1
Nr. 2 BWahlG fiir erhebliche Rechtsunsicherheit sorge (dazu sogleich).

34 BVerfGE 132, 39 (60 fF)).

35 Pabel, Auslandsosterreicher (Fn. 31), S. 433.

36 Siehe dazu u.A. Felten, Verfassungswidrigkeit (Fn. 32), 474; Germelmann, Das Wahl-
recht von Auslandsdeutschen im Lichte globaler Kommunikations- und Aufenthalts-
gewohnheiten, JURA 2014, 310 (319); Larsen, Kritik (Fn. 23), S. 165 ff.; Morlok/Bicker,
Beteiligung (Fn. 29), 12.

37 Germelmann, Kommunikations- und Aufenthaltsgewohnheiten (Fn. 36), 321; Mor-
lok/Bicker, Beteiligung (Fn. 29), 12; U. Sacksofsky, Wer darf eigentlich wihlen?
Wahlberechtigung in den USA und Deutschland, in: M. Bauerle/P. Dann/A. Wallra-
benstein (Hrsg.), Demokratie-Perspektiven - Festschrift fiir Brun-Otto Bryde zum
70. Geburtstag, Tiibingen 2013, S. 313 (326).

38 Pabel, Auslandsosterreicher (Fn. 31), S.437; U. Sacksofsky, Innenausschuss Wortpro-
tokoll 89. Sitzung, Protokoll Nr. 17/89, S. 67 {.

39 So im Ergebnis Larsen, Kritik (Fn. 23), S.381fF; dhnlich bereits Breuer, Anforderun-
gen (Fn. 23), S.263f.

40 Im Sondervotum als ,Verantwortungszusammenhang® beschrieben, BVerfGE 132,
39 (66), zustimmend H.-H. Trute, in: J.-A. Kammerer/M. Kotzur (Hrsg.), von
Miinch/Kunig Grundgesetz, 7. Auflage 2021, § 38 Rn. 37; Felten, Verfassungswidrig-
keit (Fn. 32), 473 ff. argumentiert mit der ,Effektivitat der Staatsangehorigkeit®
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4. Kritische Wiirdigung

Ist die Kritik aus der Literatur an der Entscheidung des BVerfG und deren
Umsetzung durch den Gesetzgeber berechtigt? Dafiir soll zunéchst §12
Abs. 2 S.1Nr.1 BWahlG und sodann Nr. 2 vertieft untersucht werden.

a) §12 Abs. 2 S.1 Nr.1 BWahlG

Es ist der Kritik darin zuzustimmen, dass die Kommunikationsfunktion der
Wahl als Begriindung in Zeiten der modernen Medien nicht mehr iiber-
zeugend ist. Wer mochte, kann sich weiterhin bestens iiber Deutschland
informieren und tiber die Medien an dem Kommunikationsvorgang, den
das BVerfG in einer Demokratie fiir erforderlich halt, teilnehmen. Dies gilt
auch fiir eine lange Dauer. Eine einmal erlangte Vertrautheit kann durch
die Medien also aufrechterhalten werden.

Braucht es aber eines Aufenthalts von gewisser Mindestdauer in
Deutschland, um diese Vertrautheit ein erstes Mal aufzubauen? Die alte
Gesetzeslage sah dafiir drei Monate vor. Das BVerfG halt diese Annahme
des Gesetzgebers fiir ,,nachvollziehbar;* auch in der heutigen Gesetzeslage
findet sich daher diese Mindestdauer (s.0.). Was in dieser Zeit passieren
soll, bleibt jedoch schleierhaft. Was meint ,Vertrautheit, welche ,Vertraut-
heit“ genau soll in drei Monaten entstehen?*> Geht es darum, einmal zu
sehen, wie es in dem Staat aussieht, wie es dort ,wirklich ist“? Das BVerfG
scheint dies anders zu verstehen, es hélt die drei Monate fiir ,ohnehin eher
knapp bemessen‘*3 Dadurch wird jedoch nicht klarer, was das BVerfG dar-
unter verstehen will. Dies zeigt: Die Kommunikationsfunktion der Wahl als
Begriindung fiir den Ausschluss der Auslandsdeutschen vom Wahlrecht ist
abzulehnen.

Dabei steht eine andere, {iberzeugende Begriindung bereit: Mit dem
Demokratieprinzip, Art.20 Abs.1, Abs.2 GG, lasst sich ein Ausschluss je-
denfalls eines Teils der Auslandsdeutschen vom Wahlrecht rechtfertigen.*4
Demokratie setzt eine moglichst weitgehende Ubereinstimmung von Herr-

41 BVerfGE 132, 39 (54).

42 Kritisch auch Felten, Verfassungswidrigkeit (Fn. 32), 474.

43 BVerfGE 132, 39 (54).

44 Sondervotum G. Liibbe-Wolff, BVerfGE 132, 39 (66f.); dhnlich Felten, Verfassungs-
widrigkeit (Fn. 32), 473 ff.
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schenden und Beherrschten voraus.*> Dies kann, obwohl sich die genaue
Ausgestaltung dessen, was unter Demokratie zu verstehen ist, stark unter-
scheidet,*® als anerkannt bezeichnet werden.?” Die geringere Betroffenheit
von staatlichen Hoheitsakten ist daher ein legitimes Kriterium fiir den (teil-
weisen) Ausschluss vom Wahlrecht im Ausland lebender Deutscher.® Dies
gilt gerade vor dem Hintergrund des deutschen Staatsangehdrigkeitsrechts,
das eine Weitergabe der Staatsangehdrigkeit im Ausland ermdglicht (s.o.).
Wird die Staatsangehorigkeit zur ,leeren Hiilse*® kann sie ein Wahlrecht
nicht mehr begriinden.

Diese Begriindung der Rechtfertigung hitte auch fiir das BVerfG eigent-
lich nicht fern gelegen. In der Entscheidung zum Ausldnderwahlrecht, also
der gerade umgekehrten Frage, von 1990 heifit es: ,(...) die Vorstellung,
es entspreche der demokratischen Idee, insbesondere dem in ihr enthalte-
nen Freiheitsgedanken, eine Kongruenz zwischen den Inhabern demokrati-
scher politischer Rechte und den dauerhaft einer bestimmten staatlichen
Herrschaft Unterworfenen herzustellen (...)“ sei ,(...) im Ausgangspunkt
zutreffend (..)"%° In der Entscheidung von 1990 wird dann allerdings
argumentiert, dies konne das Junktim zwischen Staatsangehorigkeit und
Wahlrecht nicht auflosen, der grundgesetzliche Begriff des Staatsvolks stehe
dem entgegen.”!

45 H. Kelsen, Vom Wesen und Wert der Demokratie, 2. Aufl. 1929, abgedruckt in:
M. Jestaedt/O. Lepsius (Hrsg.), Verteidigung der Demokratie. Abhandlungen zur
Demokratietheorie, Tiibingen 2006, S. 149 (162).

46 Y. Vilain, § 3 Verfassungsprinzipien, in: N. Marsch/Y. Vilain/M. Wendel (Hrsg.), Fran-
z6sisches und Deutsches Verfassungsrecht — Ein Rechtsvergleich, Berlin Heidelberg
2015, Rn. 54.

47 Ebd.

48 Felten, Verfassungswidrigkeit (Fn. 32), 473 ff.; J. Henkel, Wahlrecht fiir Deutsche im
Ausland, in: AGR 99 (1974), 1 (8); Sondervotum G. Liibbe-Wolff, BVerfGE 132, 39 (66);
J. Menzel, Internationales Offentliches Recht, Tibingen 2011, S.426; T. Spies, Die
Schranken des allgemeinen Wahlrechts in Deutschland, Miinchen 1979, S. 62; Trute
(Fn. 40), § 38 Rn. 37; auch der EGMR nutzt die Betroffenheitsargumentation, wenn
er in einem Ausschluss der im Ausland lebenden Staatsangehérigen vom Wahlrecht
keine Konventionsverletzung sieht, vgl. EGMR (GK), Sitaropoulos u. Giakoumopou-
los gegen Griechenland, 42202/07 vom 15.03.2012, § 69 mw.N. A.A. hingegen Breuer,
Anforderungen (Fn. 23), S.170 ff.; Germelmann, Kommunikations- und Aufenthalts-
gewohnheiten (Fn. 36), 312; Horn, Demokratie und Staatsgebiet (Fn. 28), S. 65, 90;
Larsen, Kritik (Fn. 23), S. 177 ff.

49 Felten, Verfassungswidrigkeit (Fn. 32), 475.

50 BVerfGE 83,37 (52).

51 Ebd.
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Warum nutzt das BVerfG die gerade zitierte Argumentation nicht fiir
das Auslandsdeutschenwahlrecht? Manche wollen in dem Urteil von 1990
eine allgemeine Ablehnung der Betroffenheitsargumentation sehen, da das
BVerfG trotz der Betroffenheit von staatlichen Hoheitsakten das Auslan-
derwahlrecht fiir verfassungswidrig hélt,>> und sehen den Gesetzgeber im
Ergebnis auch hinsichtlich der Auslandsdeutschen auf das Staatsangehorig-
keitsrecht verwiesen.>® Dies iiberzeugt nicht. Das BVerfG hat bestitigt, dass
eine Kongruenz zwischen den Inhabern politischer Rechte und den dauer-
haft einer staatlichen Herrschaft Unterworfenen der demokratischen Idee
entspreche. Es ist der Staatsvolkbegriff, der der Einrdumung des Wahlrechts
fiir Nichtdeutsche entgegensteht (s.0.), mit diesem gibt es bei den Auslands-
deutschen aber kein Problem. Zudem hilt das BVerfG den (teilweisen)
Ausschluss der Auslandsdeutschen wie gezeigt in stdndiger Rechtsprechung
aus anderen Griinden fiir zuldssig und verweist den Gesetzgeber gerade
nicht auf das Staatsangehorigkeitsrecht.

Mit der geringeren Betroffenheit fiir einen teilweisen Ausschluss der
Auslandsdeutschen vom Wahlrecht zu argumentieren, bedeutet nicht zwin-
gend, im Umbkehrschluss ein Wahlrecht fiir Ausldnder in Deutschland zu
fordern. Es wird jedoch teils ein enger Zusammenhang zwischen beidem
gesehen.”* Dass das BVerfG die geringe Betroffenheit der Auslandsdeut-
schen bei seiner Entscheidung nicht als Argument nutzte, liegt daher wohl
daran, dass man es vermeiden wollte, die Diskussionen um das Auslan-
derwahlrecht erneut anzufachen.>> Das BVerfG hat sich daher fiir eine
andere Begriindung entschieden, die schon frither nicht tiberzeugte (bereits
2008 hatte der Gesetzgeber noch strengere Wahlrechtseinschrankungen mit
Verweis auf die Entwicklung der Kommunikationsmdglichkeiten aufgege-
ben>®).

Folgt man dagegen der Argumentation iiber die geringere Betroffenheit,
ist damit aber noch nicht gesagt, was daraus fiir das Wahlrecht der Aus-
landsdeutschen folgt. So kénnte man argumentieren, dass auch sie von

52 Breuer, Anforderungen (Fn. 23), S.171f; vgl. dazu auch Sondervotum G. Liibbe-Wolff,
BVerfGE 132, 39 (71) sowie M. Steinbeis, Karlsruhe hat noch einen fiir den Wahl-
rechts-Gesetzgeber, Verfassungsblog: On Matters Constitutional vom 07.08.2012, ab-
rufbar unter https://tlp.de/eu29w.

53 Larsen, Kritik (Fn. 23), S.203 f.

54 Horn, Demokratie und Staatsgebiet (Fn. 28), S. 79 f., 87; Larsen, Kritik (Fn. 23), S. 180.

55 Hierzu Wallrabenstein, Mobilitat (Fn. 10), 448.

56 BT-Drucks. 16/7461, S.16, dazu auch Larsen, Kritik (Fn. 23), S. 212 fT.
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deutscher Gesetzgebung betroffen sind.>” Dass in vielen Rechtsbereichen
die Ansassigkeit und nicht die Staatsangehorigkeit entscheidend ist, wurde
allerdings umfassend nachgezeichnet.>® Dabei ist klarzustellen, dass es nicht
darum gehen kann, tiberhaupt nicht mehr deutschen Rechtsnormen zu
unterliegen. Die meisten, auch dauerhaft, im Ausland lebenden Deutschen
werden noch irgendeine Verbindung zu Deutschland haben, beispielsweise
Verwandte, sodass das deutsche Steuerrecht durch das Erbrecht fiir sie
relevant werden konnte.> Es geht vielmehr darum, dass jemand, der dau-
erhaft im Ausland lebt, nicht mehr der Hoheitsgewalt des Staates seiner
Staatsangehorigkeit unterliegt und nur noch wenig von dessen Gesetzen
betroffen ist.®® Zudem werden kaum Pflichten allein an die Staatsange-
horigkeit gekniipft.®! Um beim Beispiel des Steuerrechts zu bleiben: Im
Ertragssteuerrecht ist bei natiirlichen Personen die Anséssigkeit, nicht die
Staatsangehorigkeit, mafigeblich.6?

Damit ist aber noch nicht gekldrt, wann genau der Ausschluss vom
Wahlrecht greifen sollte, um verfassungsrechtlich gerechtfertigt zu sein.
Denkbar wire, sobald sich jemand im Ausland befindet. Um Urlaubsreisen
auszuschlieflen, konnte an das Jahreskriterium aus dem Melderecht (s.o.)
angekniipft werden. Wenn Personen aber nur fiir wenige Jahre im Ausland
sind und zeitnah zurtuckkehren, werden sie bald darauf wieder betroffen
sein. Sie von Wahlen auszuschliefien, deren Folgen sie mittragen miissen,
wiirde der demokratischen Idee widersprechen. Uberzeugender ist es da-
her, auf die Riickkehrabsicht abzustellen.®®> Denkbar wire eine Regelung

57 So wohl Sacksofsky, Wahlberechtigung (Fn. 37), S. 326, die meint, diese Betroffenheit
nehme durch die Globalisierung zu, dies aber nicht weiter begriindet.

58 Siehe nur Grditz, Biirgerstatus (Fn. 3) S. 49 (93) mw.N.

59 Vertiefend V. Schonwetter, Wohnsitzverlagerung nach Osterreich und in die Schweiz,
Eine Analyse aus erbschaft- und einkommensteuerlicher Sicht, Wiesbaden 2009,
S.331T.

60 Dies ist im Grundsatz allgemein anerkannt, statt aller Menzel, Internationales Offent-
liches Recht (Fn. 48), S. 426: ,,(...) naturgemaf$ nur eingeschrankt betroffen (...)"

61 Wagner, Staatsangehorigkeit und Wahlrecht (Fn. 2), S. 148 ff.

62 Einfithrend hierzu: S. Lampart/L. Marquardsen, Internationales Steuerrecht, Einfiih-
rung und ausgewihlte Problemfelder, JuS 2018, 198; siehe auch Gdrditz, Biirgerstatus
(Fn. 3), S. 49 (93) m.w.N. Bekannte Ausnahme sind die USA, die ihre Staatsangehori-
gen weltweit besteuern, vgl. P. R. Organ, Citizenship and taxes, International Tax and
Public Finance, 31 (2024), 404 (405).

63 Auch Breuer, Anforderungen (Fn. 23) sieht darin das entscheidende Kriterium
(S.239), spricht sich im Ergebnis aber gegen eine daran ankniipfende Regelung aus
(S.249); ahnlich Henkel, Wahlrecht (Fn. 48), 25ff; jeweils als Kriterium angespro-
chen bei Sondervotum G. Liibbe-Wolff, BVerfGE 132, 39 (67); Pabel, Auslandsosterrei-
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wie in Danemark, wonach ein Wahlrecht besteht, wenn nachgewiesen wer-
den kann, dass innerhalb der nachsten zwei Jahre mit einer Riickkehr zu
rechnen ist.%* Es ist fiir den deutschen Gesetzgeber aber keineswegs erfor-
derlich, alle Auslandsdeutschen danach zu fragen, ob und wann sie eine
Riickkehr planen. Er darf, vom BVerfG bestitigt, im Wahlrecht typisierende
Regelungen treffen.®

Der Gesetzgeber darf somit festlegen, wann typischerweise nicht mehr
mit einer Riickkehr nach Deutschland zu rechnen ist.® Dabei ist dem
Gesetzgeber ein weiter Einschitzungsspielraum zuzuerkennen. Die aktuelle
Rechtslage, die den Verlust des Wahlrechts nach 25 Jahren im Ausland
vorsieht, erscheint dabei, wenngleich anders begriindet, als {iberzeugendes
Kriterium. Der dreimonatige Mindestaufenthalt nach dem 14. Lebensjahr
ist dagegen als Kriterium nicht entscheidend.®” Eine Regelung, die das
Wahlrecht ausschliefit, wenn jemand in den letzten 25 Jahren nicht in
Deutschland gelebt hat, schliefit Personen aus, die noch nie oder lange
nicht in Deutschland gelebt haben und bei denen daher nicht mehr mit
einer Rickkehr zu rechnen ist. Freilich steht es dem Gesetzgeber frei,
beides zu kumulieren.

Im Ergebnis ist somit die aktuelle Regelung des §12 Abs.2 S.1 Nr.1
BWahlG iiberzeugend, wenngleich das BVerfG und der Gesetzgeber sie
anders begriinden als die hier vertretene Auffassung.

cher (Fn. 31), S. 422; Wallrabenstein, Mobilitat (Fn. 10), 448. Das Abstellen auf die
Riickkehrabsicht hat den Vorteil, dass es ,zukunftsgerichtet” ist, vgl. zu diesem Aspekt
Horn, Demokratie und Staatsgebiet (Fn. 28), S.79; sowie Larsen, Kritik (Fn. 23),
S.179.

64 E. Ersboll, EUDO Citizenship Observatory Access to Electoral Rights Denmark, 2013,
S.7. Eine etwas vergleichbare Regelung sieht Irland vor, dort geht das Wahlrecht
nicht verloren, wenn dargelegt wird, dass innerhalb von 18 Monaten nach Irland
zuriickgekehrt werden wird, vgl. Electoral Act 1992, Section 11 (3).

65 BVerfGE 132, 39 (49); kritisch Sacksofsky, Wahlberechtigung (Fn. 37), S. 325f.

66 Eine Gegenposition wiirde argumentieren, dass das Riickkehrrecht der Staatsangeho-
rigkeit inhérent ist und eine Riickkehrabsicht daher immer ,typisch Dann miisste
man allen Staatsangehorigen Wahlrecht zuerkennen. So im Ergebnis U. Sacksofsky,
Innenausschuss Wortprotokoll 89. Sitzung, Protokoll Nr. 17/89, S. 77 f.

67 Anders Felten, Verfassungswidrigkeit (Fn. 32), 475f., der zwar auch auf mit der Be-
troffenheit argumentiert, aber starker auf eine ,Bindung an den Heimatstaat® abstellt
und fiir den der frithere Aufenthalt entscheidender ist.
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b) §12 Abs.2 S.1 Nr. 2 BWahIG

§12 Abs.2 S.1 Nr.2 BWahlG, wonach auch wahlberechtigt ist, wer aus
anderen Griinden personlich und unmittelbar Vertrautheit mit den poli-
tischen Verhéltnissen in der Bundesrepublik Deutschland erworben hat
und von ihnen betroffen ist, ist hingegen problematisch. Auch diese Vor-
schrift wurde vom Gesetzgeber identisch vom BVerfG libernommen.®® Sie
versucht, der Verschiedenheit der Lebenslagen der Auslandsdeutschen®
durch eine Einzelfallregelung gerecht zu werden, gerit aber zu unbestimmt.
Die Hinweise der Bundeswahlleiterin”® sorgen fiir Verwirrung statt Klar-
heit. Besonders seltsam ist es, dass die Teilnahme an Treffen einer Lands-
mannschaft oder auch schon die regelmiflige Teilnahme an Wahlen aus
dem Ausland fiir ein Wahlrecht ausreichend sein sollen.”! Eine vereinheit-
lichende Rechtsprechung gibt es nicht, Rechtsschutz ist ohnehin nahezu
unmoglich.”? Die hohe Ablehnung an Antrdgen”? scheint zwar dagegen zu
sprechen, dass die Wahlrechtsbehérden die Anforderungen allzu grofiziigig
auslegen. Wen genau die Ablehnungen treffen, bleibt aber unklar. Insofern
kann sich nur der verbreiteten, wenngleich nicht einstimmigen, Kritik in
der Literatur’ angeschlossen werden: Die Regelung ist zu unbestimmt und
keine sinnvolle Losung fiir das Wahlrecht der Auslandsdeutschen.

68 ,(...) wohl in relativer Ratlosigkeit in Hinblick auf eine Alternative (...)“ Felten,
Verfassungswidrigkeit (Fn. 32), 471.

69 Vgl. dazu Sondervotum G. Liibbe-Wolff, BVerfGE 132, 39 (67).

70 Abrufbar unter https://tlp.de/padq?7.

71 Kritisch auch das Sondervotum G. Liibbe-Wolff, die Wahlrechtsbeh6rden miissten
sich damit auseinandersetzen, ob ,(...) Bedeutung und Haufigkeit der Karnevalsver-
einssitzungen (...)“ fiir ein Wahlrecht ausreichten, vgl. BVerfGE 132, 39 (69).

72 Die Bundeswahlordnung sieht nur ein behérdliches Beschwerdeverfahren vor, an-
sonsten gibt es lediglich das nachgelagerte Wahlpriifungsverfahren. Vertiefend: Fel-
ten, Verfassungswidrigkeit (Fn. 32), 472; vgl. auch Horn, Demokratie und Staatsgebiet
(Fn.28),S.89f.

73 Rund 500 abgelehnte Antrage nach §12 Abs. 2 S.1 Nr.2 BWahlG bei 2155 Eintragun-
gen nach dieser Vorschrift bei der Bundestagswahl 2013, vgl. BT-Drucks. 18/386, S. 2.

74 Felten, Verfassungswidrigkeit (Fn. 32), 471f.; Horn, Demokratie und Staatsgebiet
(Fn. 28), S.88f; Larsen, Kritik (Fn. 23), S.216 ff;; kritisch auch H. Meyer, Stel-
lungnahme, Ausschuss-Drucks. 17(4) 634 D, S.2; U. Sacksofsky, Stellungnahme, Aus-
schuss-Drucks. 17(4) 634 B, S. 6. A.A. allerdings die meisten der angehdrten Sachver-
standigen, vgl. B. Grzeszick, Stellungnahme, Ausschuss-Drucks. 17(4) 634 E; H. Lang,
Stellungnahme, Ausschuss-Drucks. 17(4) 634 F, S.16; G. Strohmeier, Stellungnahme,
Ausschuss-Drucks. 17(4) 634 H, S. 22. Kritisch, wenngleich die verfassungsrechtlichen
Grenzen des Bestimmtheitsgebotes als noch nicht tiberschritten ansehend: Germel-

170



https://t1p.de/padq7
https://doi.org/10.5771/9783748948032-157 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

No taxation but representation?

Ob man sie braucht, erscheint zudem fraglich. Ein Problem kénnten
Grenzpendlerinnen und Grenzpendler darstellen. Die Grenzpendlerin, die
seit tiber 25 Jahren nicht mehr in Deutschland lebt, aber téaglich zur Arbeit
pendelt, hat ndmlich moglicherweise zwar keine Riickkehrabsicht, ist aber
in jedem Fall von deutscher Gesetzgebung betroffen.”> Braucht es daher
eine Sonderregelung zumindest fiir diese Gruppe? Man kommt jedoch
schnell in Schwierigkeiten, Differenzierungen zu begriinden: Soll es auf
den Schwerpunkt der Ausiibung der Tétigkeit in Deutschland ankommen?
Heute arbeiten jedoch viele Menschen zeitweise im Home-Office, sodass
man auch auf den deutschen Arbeitgeber abstellen kdnnte. Aber wie unter-
scheidet sich dies von einer Person, die vollstindig im Ausland bei einem
deutschen Arbeitgeber arbeitet? Den ,klassischen® Grenzpendler, bzw. die
»Kklassische“ Grenzpendlerin, gibt es heute nur noch bedingt, weshalb es
tiberzeugender ist, keine Sonderregelung zu schaffen.”® Dies gilt insbeson-
dere aus Griinden der Rechtssicherheit.””

V. Wahlteilnahme

Nur ein kurzer Blick soll auf Fragen der Wahlteilnahme geworfen werden.
Zu unterstreichen ist, dass, wer wahlberechtigt ist, auch effektiv an der
Wahl teilnehmen konnen muss. Hiirden miissen, so gut es geht, abgebaut
werden. Dass die Wahlteilnahme nicht zu vernachldssigen ist, zeigt ein
Blick auf Taiwan oder Indien.”® Sie erlauben ihren im Ausland lebenden
Staatsangehorigen zwar theoretisch zu wiéhlen, die Wahlteilnahme ist aber
nur im Inland in Person im Wahllokal moglich. So wird das Wahlrecht in
der Praxis nahezu wertlos.

mann, Kommunikations- und Aufenthaltsgewohnheiten (Fn. 36), 322; Mohamed,
Uberlegungen (Fn. 19), 893.

75 Hierzu auch G. Liibbe, Uberlegungen zur Erweiterung des Wahlrechts fiir Auslands-
deutsche, insbesondere Grenzpendler, ZParl 1977, 439 (446).

76 Im Ergebnis dhnlich: Felten, Verfassungswidrigkeit (Fn. 32), 473.

77 Gewisse Harten in Einzelfillen sind unvermeidlich und miissen hingenommen wer-
den, so auch bereits W. Schreiber, Wahlrecht der ,,Auslandsdeutschen“ zum Deut-
schen Bundestag — ein ungeldstes Problem, Verwaltungsrundschau 1980, 241 (244);
ahnlich Henkel, Wahlrecht (Fn. 48), 27.

78 Vgl. zu Taiwan C. Dieckmann, Welchen Aufwand Taiwan-Expats fiir ihre Stimmabga-
be betreiben miissen, Der Spiegel vom 11.01.2024, abrufbar unter https://tlp.de/g0alf.
Vgl. zu Indien die Hinweise der indischen Botschaft in Ottawa, abrufbar unter https:/
/tlp.de/m6dld.
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In Deutschland ist dies anders, die Wahlteilnahme ist fiir Auslandsdeut-
sche per Briefwahl moglich. Weil die Behdrden von den nicht mehr in
Deutschland gemeldeten Personen keine aktuellen Adressen vorliegen ha-
ben, muss zunichst vor jeder Wahl erneut ein personlich und handschrift-
lich unterzeichneter Antrag auf Eintragung in das Wahlerverzeichnis ge-
stellt werden. Die Bundeswahlleiterin stellt dafiir Vordrucke zur Verfiigung
(vgl. §88 Abs.3 BWO). Bei einem Antrag aufgrund einer Wahlberechti-
gung nach §12 Abs.2 S.1 Nr.1 BWahlG darf dieser seit einer Anderung
der Bundeswahlordnung im September 2024 auch elektronisch tibermittelt
werden (vgl. §18 Abs.1, Abs.4 S.2 BWO). Wer geltend macht, aufgrund
von §12 Abs. 2 S.1 Nr. 2 BWahlG wahlberechtigt zu sein, muss den Antrag
dagegen zwingend postalisch {ibermitteln, inklusive einer eidesstattlichen
Erklarung tiber die Wahlberechtigung (vgl. § 18 Abs.1, Abs.5 BWO).” In
diesem Schritt wird auch gepriift, ob die Antragsstellenden tatsichlich
wahlberechtigt sind. Zustdndig ist im Normalfall die Gemeinde der letz-
ten Meldeadresse in Deutschland.®” Ist diese Hiirde genommen, werden
die Briefwahlunterlagen ins Ausland versandt. Die Wahlzettel konnen erst
nach endgiiltiger Zulassung der Wahlvorschlage am 52. Tag vor der Wahl
und anschliefendem Druck versandt werden®' und miissen rechtzeitig
(bis 18:00 Uhr am Wahltag) wieder bei der zustdndigen Gemeindebehdorde
eingehen. Die zunichst ausreichend wirkende Frist fithrt in der Praxis aber
dazu, dass aus Staaten ohne zuverldssiges Postsystem eine Wahlteilnahme
vielfach nicht moglich ist. In Petitionen weisen einige der Auslandsdeut-
schen auf die Probleme hin.8? Zwar bieten viele Botschaften und Konsulate

79 Hierzu ausfithrlich: Martini et al., Wahlmiidigkeit (Fn. 20), 154 ff.

80 Vgl. §17 Abs. 2 Nr. 5 Bundeswahlordnung.

81 Mohamed, Uberlegungen (Fn. 19), 891.

82 Siehe z.B. Petition 68402 ,Verbesserung der Wahlbedingungen fiir im Ausland le-
bende deutsche Staatsangehorige” vom 09.11.2016 oder Petition 96111 ,Anderung
des BWahlG (Einbeziehung der Auslandsvertretungen zur Wahrnehmung des Wahl-
rechts)“ vom 14.06.2019. Siehe aber auch BT-Drucks. 17/1883, S. 7, wonach der Bun-
deswahlleiter nur in fiinf bis zehn Fillen pro Wahl Beschwerden dariiber erhalte,
dass in das Ausland verschickte Briefwahlunterlagen erst nach der Wahl oder tiber-
haupt nicht ankamen. Die Gemeindebehorden erheben keine Daten iiber verspatet
eingehende Stimmzettel aus dem Ausland. Fiir die vorgezogene Bundestagswahl
2025 stellen sich die Probleme in verschirfter Weise, da die Fristen stark verkiirzt
wurden. Die Klage eines in Stdafrika lebenden Deutschen auf Sicherstellung seiner
Wahlteilnahme wurde vom Verwaltungsgericht Berlin (VG 2 L 1/25 vom 09.01.2025)
abgelehnt.
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an, die Botschaftspost mit zu verwenden,® jedoch nicht alle und diese
ist nicht unbedingt schneller als der reguldre Postweg. Die Wahlrechtskom-
mission von 2023 erkennt die Probleme an,® auch der Koalitionsvertrag
von 2021 behandelt das Thema.?> Mit der Anderung der Bundeswahlord-
nung im September 2024, die Antrdge auf Eintragung in das Wahlerver-
zeichnis nach §12 Abs.2 S.1 Nr.1 BWahlG auch elektronisch erméglicht,
wurde eine signifikante Vereinfachung des Verfahrens erreicht. An dem
Grundproblem der Briefwahl aus dem Ausland hat sich damit allerdings
nichts gedndert. Deren Defizite zeigen sich zugespitzt bei der vorgezogenen
Bundestagswahl 2025. Die Briefwahlunterlagen werden in einigen Bundes-
lindern voraussichtlich erst ab dem 10. Februar, somit dreizehn Tage vor
der Wahl, verschickt. Fiir erhebliche Teile der wahlberechtigten im Ausland
lebenden Deutschen wird eine Wahlteilnahme daher aller Voraussicht nach
nicht méglich sein.

Eine Losungsmoglichkeit wire, in Botschaften und Konsulaten wiahlen
zu lassen, wie dies bereits viele Staaten tun.8¢ Dies, so die Website der
Bundeswahlleiterin, sei aufgrund langer Fahrzeiten zu den Botschaften und
Konsulaten nicht unbedingt attraktiv.?” Auflerdem miissten die Wahlen frii-
her durchgefiihrt werden.®¥ Zudem sei die Durchfithrung der Wahl in Bot-
schaften und Konsulaten aufgrund der Erststimmen organisatorisch nicht
moglich, da die Botschaften und Konsulate nicht von allen 299 Wahlkreisen
geniigend Wahlzettel mit den jeweiligen Erststimmen bereithalten konn-
ten.%” Grund ist, dass Deutschland keine gesonderten Auslandswahlkreise
hat. Die im Ausland lebenden Deutschen, die nicht mehr in Deutschland
gemeldet sind, werden einem Inlandswahlkreis zugeordnet.*®

83 Fiir die Versendung an die Auslandsvertretungen steht immer der amtliche Kurier-
weg offen, fiir die Riicksendung bieten dies ausgewdhlte Auslandsvertretungen an.
Liste bezogen auf die vorgezogene Bundestagswahl 2025 abrufbar unter https://
tlp.de/74sc5.

84 Unterrichtung durch die Kommission zur Reform des Wahlrechts und zur Moderni-
sierung der Parlamentsarbeit, Abschlussbericht, Drucks. 20/6400, S. 54.

85 Mehr Fortschritt wagen, Biindnis fiir Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit, Ko-
alitionsvertrag 2021— 2025 zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands
(SPD), Biindnis 90 / Die Griinen und den Freien Demokraten (FDP), S. 10.

86 Zahlen sowie vertiefend C. Binder, Wahlen auferhalb des Heimatlandes: Eine volker-
rechtliche Bestandsaufnahme, JoR NF 67 (2019), 209-232.

87 Abrufbar unter https://tlp.de/j9knc.

88 Ebd.

89 Ebd.; vgl. auch Kommission Wahlrecht (Fn. 84), S. 55.

90 Im Normalfall demjenigen der letzten Meldeadresse, vgl. dazu bereits oben.
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Die Uberzeugungskraft dieser Einwinde erscheint fraglich, zumal es
Alternativen gébe. Denkbar wire beispielsweise, dass man bereits bei
dem Antrag auf Eintragung in das Wahlerverzeichnis angeben muss, in
einer Auslandsvertretung abzustimmen. Die bendtigten Stimmzettel kdnn-
ten dann direkt dorthin mit der Botschaftspost versendet werden. Eine
Moglichkeit der Beschleunigung ohne Urnenwahl in den Auslandsvertre-
tungen wire, die Stimmzettel zwar weiterhin als Briefwahlunterlagen ins
Ausland zu versenden, jedoch die Mdglichkeit einzurdumen, die ausgefiill-
ten Stimmzettel bei einer Auslandsvertretung abzugeben. Entscheidend wi-
re dabei allerdings, dass die Stimmzettel anders als bisher direkt in der
jeweiligen Auslandsvertretung ausgezahlt und die Ergebnisse elektronisch
ibermittelt wiirden.

VI. Reprdsentation

Die gerade angesprochene Zuordnung der Auslandsdeutschen in Inlands-
wahlkreise leitet zu einem weiteren Aspekt iiber: So kritisieren Auslands-
deutsche, ihre Stimmen wiirden aktuell in den deutschen Wahlkreisen, denen
sie zugerechnet werden, untergehen.”! Es wird daher zum Teil die Einfithrung
von Auslandswahlkreisen gefordert.?? Die Idee taucht auch in der rechtswis-
senschaftlichen Literatur auf.”> Man erhofft sich dadurch, ,dass die besonde-
ren Belange der Auslandsdeutschen von den in diesen Wahlkreisen Gewéhl-
ten auch aufgenommen und vertreten werden konnen.* Auslandswahlkreise
gibt es in Europa bereits in Portugal, Kroatien, Italien und Frankreich.®

91 Vgl. die Aussagen von Auslandsdeutschen bei G. Geuther, Vergessen von der Politik,
Deutschlandfunk vom 16.08.2021, abrufbar unter https://tlp.de/rhéfr; siehe auch in
einer Petition 108323 ,Benennung eines parlamentarischen Beauftragten fiir Belange
deutscher Staatsbiirger im Ausland vom 17.03.2020° abrufbar unter https://tlp.de/o
9np5; vgl. auch Kommission Wahlrecht (Fn. 84), S. 56.

92 Beispielsweise durch die FPD (abrufbar unter https://tlp.de/cs6lp), in diese Richtung
auch der Londoner SPD Freundeskreis (abrufbar unter https://tlp.de/w3mhp). Vgl.
dazu auch: O. Junk, Demokratische Teilhabe weltweit: Abbau von Grenzen im Wahl-
recht fiir Auslandsdeutsche, Positionspapier der Stiftung Verbundenheit mit den
Deutschen im Ausland, Bayreuth 2024, S. 9.

93 Mohamed, Uberlegungen (Fn.19), 897 f.; Morlok/Bdcker, Beteiligung (Fn. 29), 12.

94 Morlok/Bdcker, Beteiligung (Fn. 29), 12; ahnliche Formulierung bei Mohamed, Uberle-
gungen (Fn.19), 898.

95 Hutcheson/Arrighi, Ballot Box (Fn. 6), 897. 2012 gab es weltweit 13 Staaten mit einer
gesonderten Reprisentation im Ausland lebender Staatsangehoriger, vgl. Collyer,
Representation (Fn.9), 65, 68.
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Die Einfithrung von Auslandswahlkreisen ist jedoch Bedenken ausge-
setzt. Abgesehen davon, dass ein System gefunden werden miisste, wie man
mit den Zweitstimmen, die fir die Landeslisten in den Bundeslindern
relevant sind, umgeht, ergiben die im Wihlerverzeichnis eingetragenen
Auslandsdeutschen aktuell nur einen halben Auslandswahlkreis.”® Selbst
wenn man die Auslandswahlkreise anders zuschneiden wiirde,*” wire ihre
geografische Reichweite teils immens. Dies liegt daran, dass sich die Deut-
schen im Ausland auf wenige Orte zentrieren. So waren von den Eintrégen
in das Wahlerverzeichnis vor den Bundestagswahlen 2021 85,2 % aus Euro-
pa (EU und Nicht-EU) und nur 1,2 % aus Afrika.’®

Noch gewichtiger ist jedoch, dass der Forderung der Einfithrung von
Auslandswahlkreisen ein Verstindnis der Wahlkreisreprasentation zugrun-
de zu liegen scheint, das mit der Rechtsprechung des BVerfG in Spannung
steht. Es hat die faktische Schwichung der Bedeutung der Wahlkreise im
Wahlrecht von 2023 akzeptiert und klargestellt: ,Es wére ohnehin verfehlt,
Wabhlkreisabgeordnete als Delegierte ihres Wahlkreises anzusehen.® Auch
nach dem neuen Wahlrecht gibt es zwar weiterhin Wahlkreise und dafiir
sprechen gute Argumente, insbesondere eine lokale Ansprechperson fiir
die Biirgerinnen und Biirger und eine lokale Riickbindung der Abgeord-
neten. Auslandswahlkreise bergen aber die Gefahr einer Reprisentation
von Sonderinteressen der Auslandsdeutschen und von Abgeordneten, die
nicht mehr als Vertreter des ganzen Volkes agieren. Eine Einfithrung von
Auslandswahlkreisen fiir eine verbesserte Interessenreprésentation der Aus-
landsdeutschen ist daher kritisch zu sehen, jedenfalls ist sie nicht verfas-
sungsrechtlich geboten.

96 Knapp 129.000 Personen haben vor der Bundestagswahl 2021 einen Antrag auf
Eintragung in das Wahlerverzeichnis gestellt (s.0.), in Deutschland umfasst ein
Wabhlkreis aber rund 240.000 Staatsangehorige, vgl. dazu die Informationen auf der
Website der Bundeswahlleiterin, abrufbar unter https://tlp.de/jv7mé.

97 1In der Wahlrechtskommission wurde eine Zahl von 12-14 Wahlkreisen angesprochen,
die sich an den etwa 3,4 — 3,7 Millionen im Ausland lebenden Deutschen orientiert,
vgl. Kommission Wahlrecht (Fn. 84), S.56. Dies iiberzeugt nicht, da die Zahl der
Auslandsdeutschen unklar ist und diejenigen, die Deutschland gemeldet bleiben,
dann ,doppelt verwertet* wiirden.

98 Vgl. hierzu die Grafik auf der Website der Bundeswahlleiterin, abrufbar unter https://
tlp.de/uwcéa.

99 BVerfG, 2 BvF 1/23 et al. vom 30. Juli 2024, Rn. 182.
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Es fragt sich, ob man nicht insgesamt die Erststimme der Auslandsdeut-
schen infrage stellen miisste./0 Allerdings muss man aufgrund der Lan-
deslisten die Zweitstimmen ohnehin territorial in Deutschland anbinden,
sodass die Zuordnung zu einem Inlandswahlkreis nahe liegt. Zudem steht
durch die Wahlkreisanbindung zumindest eine Ansprechperson zur Verfii-
gung. Aufgrund des Internets ist es nicht nur moglich, aus dem Ausland
tiber Deutschland informiert zu bleiben, sondern auch, Kontakt zum Wahl-
kreisabgeordneten aufzubauen.

VII. Fazit

Das Wahlrecht im Ausland lebender Staatsangehdoriger ist eine komplexe
Thematik, die grundlegende Fragen der Demokratie und der Représentati-
on aufwirft. Das Grundgesetz macht dazu wenige Vorgaben, sowohl ein un-
eingeschranktes Wahlrecht als auch ein Ausschluss der Auslandsdeutschen
vom Wahlrecht erscheint mit der Verfassung vereinbar.%! Dies gibt dem Ge-
setzgeber einen weiten Spielraum. Diesen iibt er derzeit verfassungsgemafs
und weitgehend iiberzeugend aus, wenngleich die Kommunikationsfunk-
tion der Wahl als Begriindung des teilweisen Ausschlusses der Auslands-
deutschen vom Wahlrecht nicht mehr zeitgemaf3 ist. Ebenso nicht mehr
zeitgemdf sind die komplizierten Vorgaben fiir die Wahlteilnahme. Dass
die Auslandsdeutschen nicht in gesonderten Auslandswahlkreisen ,eigene®
Abgeordnete wihlen, ist hingegen unproblematisch. Sie werden durch
die anderen Abgeordneten ebenso reprisentiert wie der Rest des Volkes.
Die geringe Wahlbeteiligung der wahlberechtigten Auslandsdeutschen mag
zwar an den schwierigen Teilnahmebedingungen und womdglich zudem
an einer teils als unzureichend empfundenen Reprisentation liegen. Ein
entscheidender Grund diirfte aber auch sein, dass die Auslandsdeutschen
nun einmal nicht mehr in Deutschland leben und damit weitgehend nicht
mehr der deutschen Rechtsordnung und Hoheitsgewalt unterliegen, son-
dern derjenigen des Staates, in dem sie nun leben.

100 In diese Richtung H. Meyer, Innenausschuss Wortprotokoll 89. Sitzung, Protokoll
Nr. 17/89, S. 70 f.

101 Horn, Demokratie und Staatsgebiet (Fn. 28), S.91; vgl. auch bereits W. Schreiber,
Wahlrecht zum Deutschen Bundestag der auflerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land lebenden Deutschen, DOV 1974, 829 (831).

176



https://doi.org/10.5771/9783748948032-157 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

	 Wahlrecht und Repräsentation im Ausland lebender Staatsangehöriger
	 I. Einleitung
	 II. Staatsangehörigkeitsrecht
	 III. Zahlen und Statistiken zu den im Ausland lebenden Deutschen
	 IV. Wahlrecht
	 1. Aktuelle Rechtlage
	 2. Die Entscheidung des BVerfG von 2012
	 3. Die Kritik in Sondervotum und Literatur
	 4. Kritische Würdigung
	 a) § 12 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 BWahlG
	 b) § 12 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 BWahlG


	 V. Wahlteilnahme
	 VI. Repräsentation
	 VII. Fazit


